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Karl Peyrer R. von Heimſtätt's Denkſchrift betreffend die Erbfolge 
in landwirthſchaftliche Güter und das Erbgüterrecht (Heim- 
ſtättenrecht)h nebſt einem hierauf bezüglichen Geſetzentwurf. 

Mittheilungen aus der Praxis: 

Entziehung des Gewerbebefugniſſes durch die Gewerbebehörde auf Grund und in 
Vollzug einer ſtrafgerichtlichen Verurtheilung — oder Einſchränkung der Aus⸗ 


übung der Conceſſion auf die ſchon im gerichtlichen Urtheile gezogenen recht⸗ 


lichen und zeitlichen Grenzen? 
Beſitzſtörung in dem Gebrauche eines Kirchenſitzes. Verübung derſelben durch das 
briefliche Verbot, den Sitz zu benützen. 


Geſetze und Verordnungen. 
Perſonalien. 
Erledigungen. 


Karl Peyrer R. v. Heimſtätt's Denßſchrift betreffend 
die Erbfolge in landwirthſchaftliche Güter und das 


Erbgüterrecht (Heimſtättenrecht) nebſt einem hierauf 


bezüglichen Geſetzentwurf. 
(Manz 1884, 172 pp.) 
Der im März d. J. erfolgten Vorlage des „Geſetzentwurfes 


rechtes ſich zur Aufgabe ſetzt; die publiciſtiſche Aufnahme, die die 
hierüber in die Oeffentlichkeit gedrungenen Nachrichten gefunden haben, 
mögen es bewirkt haben, daß der gegenwärtig dem Abgeordnetenhauſe 
vorliegende oben citirte Entwurf ſich fein Ziel enger ſteckt und auf das 
Erbgüterrecht verzichtet. Seither iſt der Autor des erſten Entwurfes 
geſtorben, aber wir können die Veröffentlichung der letzten Arbeit des⸗ 
ſelben durch ſeinen Sohn nicht blos als einen Act der Pietät, ſondern 
als eine That begrüßen, für die ihm die Fachwelt großen Dank wiſſen 
wird; denn wenn die Denkſchrift auch kein anderes Verdienſt hätte, als 
daß ſie die maſſenhaften Gutachten, die in wahren Stößen Papiers dem 
Parlamente vorgelegt wurden, in eine handlichere überſichtlichere Form 
gebracht, das Prägnanteſte aus denſelben herausgegriffen hat, ſo wäre 
das allein Grund genug, dem Autor für ſeine mühevolle, gründliche 
Arbeit verpflichtet zu ſein. Wir glauben darum auch den Leſern dieſes 
Blattes einen Dienſt zu erweiſen, wenn wir denſelben in kurzen Zügen 
ein Bild des reichen Inhaltes der Denkſchrift entwerfen. 

| Die „allgemeine Begründung“ des Peyrer'ſchen Entwurfes con⸗ 
ſtatirt zunächſt die Ueberſchuldung der laudwirthſchaftlichen Güter, 
die ſich, freilich in den verſchiedenen Provinzen mit verſchiedener In⸗ 
tenſität in der exorbitanten Zunahme der executiven Veräußerun⸗ 
gen derſelben kundgibt; ſo finden wir, daß in den Jahren 1871 bis 
1879 der Hypothekarſchuldenſtand des ſogenannten „ſonſtigen Beſitzes“, 
d. i. des Grundbeſitzes mit Ausnahme des landtäflichen, ſtädtiſchen und 


| 


betreffend die Einführung beſonderer Erbtheilungsvorſchriften für land⸗ Montaubeſitzes, was ſich alſo jo ziemlich mit dem bäuerlichen Befitze 
wirthſchaftliche Beſitzungen mittlerer Größe“ find auf Veranlaſſung des deckt, ſich um 1.625,982.132 Gulden vermehrte oder nach Abrechnung 
Ackerbauminiſteriums zwei Enqueten vorangegangen, die ſich mit den der gleichzeitigen Entlaſtung um rund 460 Millionen Gulden; und die 


Wirkungen der Geſetze über die Freitheilbarkeit des Grundbeſitzes, über 
die Reform der landwirthſchaftlichen Erbfolge und das Erbgüter⸗ oder 
Heimſtättenrecht zu befaſſen hatten. An dieſen Enqueten betheiligten ſich 
politiſche und gerichtliche Behörden aller Inſtanzen, alſo Statthaltereien, 
Landesausſchüſſe, Landesculturräthe, Steuerämter, Obergerichte und Ge⸗ 
richtshöfe, ſowie auch einzelne Bezirksgerichte, land- und forſtwirthſchaft⸗ 
liche Vereine und endlich eine Anzahl hervorragender Privater und 
wiſſenſchaftlicher Autoritäten, unter welch' Letzteren v. Stein, Schaeffle, 
Inama⸗Sternegg, Pfaff u. A. zu nennen wären. Mit der Bearbeitung 
des reichlich einſtrömenden Materiales wurde der damalige Referent des 
Ackerbauminiſteriums Hofrath Peyrer, deſſen Autorität auf dem Gebiete 
des Waſſer⸗ und Fiſchereirechtes, des Commaſſationsweſens u. ſ. w. 
allſeitig anerkannt iſt, betraut, der ſich ſeiner Aufgabe in einer Denk⸗ 
ſchriſt entledigte, die von einer ſeltenen Beherrſchung des Stoffes, und 
zwar nicht nur des amtlichen Materiales Zeugniß gibt, denn wir be⸗ 
gegnen in dieſer Schrift auf Schritt und Tritt einer umfaſſenden Kennt⸗ 
niß der Fachliteratur ſowie auch den Reſultaten eigener eingehender 
Studien der einſchlägigen Verhältniſſe. Die Ergebniſſe der Enaueten, 
zuſammengefaßt in dieſer Denkſchrift, kryſtalliſirten ſich dann zu einem 
Geſetzentwurfe heraus, der die modiftcirte Wiederherſtellung des alten 
bäuerlichen Erbfolgerechtes einerſeits und die Einführung eines Novums 
in die öſterreichiſche Geſetzgebung andererſeits, nämlich des Erbgüter⸗ 


Folgen äußern ſich darin, daß z. B. 1875 bis 1879 im „ſonſtigen 
Beſitze“ 37.511 executive Feilbietungen vorkamen. Die Wirkungen dieſer 
Verſchuldung bleiben auch ſonſt nicht aus; ſie zeigen ſich in der Dete— 
rioration der Güter, namentlich der Devaſtirung der Forſte, denn die 
vor der Execution ſtehenden Beſitzer haben weder die Mittel noch den 
moraliſchen Antrieb zu einer wirthſchaftlichen Bearbeitung, und ſo 
erſtreckt ſich die Deterioration ſogar zuweilen auf den gänzlichen oder 
theilweiſen Abbruch oder die Zerſtörung von Wohn- und Wirthſchafts⸗ 
gebäuden, um deren Baumateriale und Beſtandtheile zu verkaufen, ja 
dieſer Vandalismus geht ſo weit, daß der mit ſeiner Enteignung be— 
drohte Bauer die fruchtbare Erde aus Aeckern und Wieſen verkauft; 
und auch die unfreiwilligen oder ſpeculativen executiven Erſteher ſolcher 
depravirter Anweſen haben nicht das Verſtandniß oder keine Luſt, den 
Zuſtand zu beſſern, ſondern entpreſſen wieder ihrerſeits dem Gute, was 
möglich iſt, und trachten es dann wieder raſch loszuſchlagen. 

Daß die Steuerkraſt auf dieſe Weiſe gemindert und die Armen⸗ 
laſt erhöht wird, daß das moraliſche und auch phyſiſche Niveau des 
Bauernſtandes ſinkt und das Contingent desſelben zur Verbrecherwelt 
ſteigt, daß der Verband der Gemeindemitglieder unter einander gelockert 
wird und die Auswanderungsagenten leichtes Spiel haben, bedarf keiner 
Ausführung; und ſo bereitet ſich langſam das allmälige Verſchwinden, die 
Enteignung des Bauernſtandes vor; denn mit Recht weiſt Peyrer 


darauf hin, daß der aus feinem Grund und Boden vertriebene Bauer 
— im Gegenſatze zu jedem anderen Executen — nimmermehr die Mög⸗ 
lichkeit hat, ſich in ſeinem Stande wieder aufzurichten. 

Solche Zuſtände ſind indeß nicht blos unſerem Vaterlande eigen⸗ 
thümlich, wie der Verfaſſer in einem Capitel, das den einſchlägigen 
Verhältniſſen der anderen Staaten gewidmet iſt, ausführt; auch ander⸗ 
wärts gedeiht bei dieſen Nothſtänden der landwirthſchaftliche Wucher 
aufs üppigſte, freilich nicht ausſchließlich vertreten durch private Geld⸗ 
geber, ſondern auch durch Hypothekarinſtitute, die ein galiziſches Gut⸗ 
achten als „viel gefährlicher“ bezeichnet. 

Geht man auf die Urſachen zurück, ſo ſtößt man auf die Un⸗ 
wirthſchaſtlichkeit der den modernen Verhältniſſen nicht gewachſenen 
Bauern, die häufigen „Conſumtionsdarlehen“, die koſtſpielige Dienſt⸗ 
botenwirthſchaſt, die unverhältnißmäßig hohen Ausgedinge, die über⸗ 
ſeeiſche Concurrenz, den Mangel einer Organiſation der landwirthſchaft— 
lichen Producenten und die dadurch ermöglichte Preisherabdrückung durch 
die Zwiſchenhändler, endlich die Größe der öffentlichen Laſten und der 
Gebühren auf den Immobiliarverkehr, ſowie der Erbgebühren. Das 
Hauptgewicht legt aber der Verfaſſer und mit ihm zahlreiche Gutachten 
auf „die beſtehenden Geſetze und Einrichtungen, welche den Verkehr mit 
landwirthſchaftlichen Gütern, die Veräußerung, Theilung und Vererbung 
derſelben, ihre Verſchuldung und Execution betreffen“ und das Princip 
der unbeſchränkten Verkehrs⸗ und Belaſtungsfreiheit des Bodens be⸗ 
inhalten, von denen z. B. Inama ſagt, daß „ſie die Theilung der 
Güter, den Beſitzwechſel und die Belaſtung befördern, aber keine Hand⸗ 
habe bieten, eine Theilung, Veräußerung, Belaſtung fernzuhalten, wo 
dieſe weder im Intereſſe des Betriebes noch des Beſitzers liege“. Es 
liegt eben die Verſuchung zum Ankaufe von Boden mit wenig Capital 
und ſomit zur Belaſtung mit hohen Capitalſchulden für entlehnte Kauf⸗ 
gelder oder für Reſtkaufſchillinge nahe, und eine weitere hohe Belaſtung 
tritt ein, wenn in Folge des herrſchenden Inteſtaterbrechtes bei nicht 
realer Erbtheilung die Erbantheile der Miterben auf dem Gute des 
übernehmenden Erben mit kündbaren Capitalſchulden hypothecirt werden. 
Die Kündbarkeit führt aber, wie die Denkſchrift jagt, nur dann zur 
Entlaſtung, wenn ein Verſchuldbarkeitsverbot gegen neue oder doch 
gegen übermäßige Belaſtung ſchützt. In die hiſtoriſche Unterſuchung. 


über die geſetzliche Geltung ſolcher Verbote wollen wir dem Verfaſſer 


nicht folgen, es genüge, darauf hinzuweiſen, daß in den öſterreichiſchen 
Ländern im Großen und Ganzen bis zu den Jahren 1868 und 1869 
der Beſtiftungszwang herrſchte, welchem Zuſtande die Reichs⸗ 
und Landesgeſetzgebung mit Ausnahme der Länder Tirol und Vorarl⸗ 
berg ein Ende machte. Ueber die Folgen der ſomit proclamirten Frei- 
theilbarkeit find die Gutachten nicht alle derſelben Meinung (jo ſind 
z. B. von 376 (!) böhmiſchen Gutachten 193 für die Freitheilbarkeit, 
183 dagegen). Das richtigſte dürften wohl jene treffen, welche zugeben, 
daß die Wirkungen nicht überall die gleichen ſein können, da, wie die 
böhmiſche Statthalterei bemerkt, die Vor- und Nachtheile durch viele 
und verſchiedenartige Vorausſetzungen bedingt ſind. In der That wird 
die Abtrennung dort, wo ſie zum Zwecke der Arrondirung erfolgt oder 
weil die Bewirthſchaftung in Einer Hand nicht thunlich iſt, von Vortheil 
ſein, während die Abſtückelung, die der verſchuldete Bauer vornimmt, 
den Ruin, anftatt ihn aufzuhalten, beſchleunigen wird. Am ſchlimmſten 
ſind freilich die Verhältniſſe dort, wo zur Theilung im Wege des Ver⸗ 
kaufes die Theilung im Erbgange hinzutritt, was beſonders von den 
ſüdlichen Ländern der Monarchie gilt, wo die Grundzerſtückelung derart 
vorgeſchritten iſt, daß bei einem großen Theile der Grundbeſitzer die 
Erträgniſſe der Landwirthſchaft trotz theilweiſe hoher Cultur der Gründe 
zur Tragung der großen Laſten und zur Erhaltung der Familie nicht 
ausreichen. Am traurigſten geſtalteten ſich allerdings die Verhältniſſe 
in Galizien und der Bukowina, wo die 1868 eingeführte Freitheil⸗ 
barkeit ſofort zur Beſchaffung der Gelder behufs Tilgung der vorhan⸗ 
denen Schulden im Wege des Verkaufes einzelner Parcellentheile ver⸗ 
wendet wurde; ſo entſtanden Häusler und Parcellenbeſitzer in Gegenden, 
wo ſonſt kein geſicherter Nebenerwerb möglich iſt, und es kam ſo weit, 
daß das durchſchnittliche Ausmaß der Bauerngründe 2—5 Joch beträgt. 
Daß aber der galiziſche Bauer ſolchen Verhältniſſen am wenigſten ge⸗ 
wachſen iſt, charakteriſirt der Verfaſſer mit den Worten: „In wirth⸗ 
ſchaftlichen Dingen gleicht er heute faſt noch einem Kinde. Auf ſeiner 
notoriſch außerordentlich tiefen Bildungsſtufe fehlt ihm mit ſeltener Aus⸗ 
nahme jede weitergehende wirthſchaftliche Vorausſicht; dazu kommt noch 
fein unaustilgbarer Hang zur Trunkenheit und zum leichtſinnigen Schul⸗ 
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denmachen.“ Und es gibt dann auch der Verfaſſer zu, daß dieſe Zer⸗ 
bröckelung der Bauernwirthſchaften nicht ausſchließlich vom Jahre 1868 
datirt, ſondern ſchon früher begann; ſo bemerkt auch das Landesgericht 
Czernowitz in ſeinem Gutachten, daß der Mangel eines Grundbuches 
nothwendig zur phyſiſchen Theilung führen mußte, da eben eine hypo⸗ 
thekariſche Sicherſtellung der in Geld berechneten Erb-Abfindungsbeträge 
nicht möglich war; aber es iſt immerhin charakteriſtiſch, daß z. B. in 
Böhmen in den Jahren 1869 bis 1880 41.537 Kleinhäusler mit 
86.537 Joch entſtanden. Eine nicht minder große Gefahr wie die 
Zwergwirthſchaften bildet aber auch die Entſtehung von großen 
Herrſchaſtscomplexen, Latifundien, die uns nach einem Gutachten des 
böhmiſchen Landesculturrathes iriſchen Zuſtänden nahe bringen wer⸗ 
den; und zwar werden gerade dort, wo der Zerbröckelungsproceß am 
meiſten vorgeſchritten iſt, die großen Güter nur zu leicht Kryſtalliſatious⸗ 
punkte für die Latifundienbildung; damit ſind aber nicht blos die ade⸗ 
ligen Großbeſitze gemeint, ſondern auch das übermäßige Anwachſen 
bäuerlichen Grundbeſitzes birgt den Nachtheil einer minder intenſiven 
Verwerthung des Bodens in ſich. 

Der Autor geht nun zu einer Beſprechung der gegen dieſe Uebel⸗ 
ſtände in Vorſchlag gebrachten Remedien über, auf welches Gebiet wir 
ihm in einem zweiten Artikel folgen wollen. 


(Schluß folgt.) 


| Mittheilungen aus der Praxis. 


Entziehung des Gewerbebefugniſſes durch die Gewerbebehörde auf 
Grund und in Vollzug einer ſtrafgerichtlichen Verurtheilung — oder 
Einſchränkung der Ausübung der Conceffion auf die ſchon im 
gerichtlichen Urtheile gezogenen rechtlichen und zeitlichen Grenzen? 

Der Maurermeiſter G. S. zu K. wurde auf Grund des That⸗ 
beſtandes, daß er bei der Reſtauratur des Kirchthurmes zu St. M. 
beim fliegenden Gerüſte ein Seil verwendete, welches ſchadhaft war und 
riß, wodurch das Gerüſte zum Sturze kam und die zwei auf demſelben 
befindlichen Arbeiter verunglückten, mit Urtheil des Kreisgerichtes zu L. 
am 5. Februar 1884, 3. 1282, wegen Uebertretung gegen die Sicher⸗ 
heit des Lebens, beziehungsweiſe der SS 335, 383 und 384 zu einer 
Geldſtrafe von 30 fl. verurtheilt, ihm jedoch überdies noch die Führung 
eines Baues inſolange unterſagt, bis er vor Kunſtverſtändigen dargethan 
habe, über dieſen Theil der Baukunſt ſeine Kenntniſſe vermehrt zu 
haben. Dieſes Strafurtheil ward auch der k. k. Bezirkshauptmaunſchaft 
zu B., als der Polizei- und Gewerbeinſtanz des G. S., mitgetheilt, 
welche Behörde ſich in Folge deſſen veranlaßt ſah, dem Genannten mit 
Erlaß vom 29. Februar 1884, 8. 3782, in weiterer Vollziehung 
jenes Strafurtheiles im Grunde des § 138 der Gewerbeordnung die 
Conceſſion zum Betriebe des Maurergewerbes zu entziehen. 

Dieſe bezirksbehördliche Verfügung focht G. S. mit einem Re⸗ 
curſe an. In demſelben machte er geltend, daß das ſtrafrichterliche 
Urtheil ſich lediglich auf des Recurrenten Thätigkeit als ſelbſtſtändiger 
Bauführer beziehe und mit der Ausübung der Gewerbeberechtigung des 
Maurergewerbes nichts zu thun habe. Inſoferne die politiſche Inſtanz 
als Gewerbebehörde in dieſem Falle in Action treten zu ſollen glaubte, 
konnte ihre Auſgabe keine andere ſein, als darüber zu wachen, daß 
Contravenient während der Dauer der ihm vom Gerichte andictirten 
Siſtirung ſeiner Bauthätigkeit keine Bauführungen übernehme. Die Con⸗ 
ceſſion zum Betriebe des Maurergewerbes ihm förmlich zu entziehen, 
dazu ſei um fo weniger ein geſetzlicher Grund vorgelegen, als Recur— 
renten keinerlei Vorwurf trifft, das Maurergewerbe nachläſſig oder 
kunſtwidrig betrieben zu haben. Es ſei eben ein Unterſchied zu machen 
zwiſchen der vorübergehenden Einſtellung gewiſſer Berufe (und gewerb⸗ 
lichen Thätigkeiten) und dem Gewerbeverluſte, von dem die SS 399, 
404, 406 u. ſ. w. des St. G. ſprechen. 

Die Statthalterei zu Graz hat nun, dieſem Recurſe Folge gebend, 
unterm 27. April 1884, 3. 4468, die erſtinſtanzliche Entſcheidung 
dahin abgeändert, daß ſie dem G. S. in K. „die fernere ſelbſtſtändige 
Ausübung ſeiner Maurerconceſſion mit gänzlichem Ausſchluſſe aller Con⸗ 
ſtructionen und die Ausführung von mit hohen Gerüſtungen verbundenen 
Bauten inſolange auf die Ausführung kleinerer Maurerarbeiten ein⸗ 
ſchränkte, bis derſelbe die im gerichtlichen Strafurtheile geforderte Nach⸗ 
weiſung der zureichenden Verbeſſerung ſeiner Kenntniſſe geliefert haben 
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Beſitzſtörung in dem Gebrauche eines Kirchenſitzes. Verübung der⸗ 
ſelben durch das briefliche Verbot, den Sitz zu benützen. 

In der mit der Klage des Mathias P. gegen Ignaz B., Pfarr⸗ 
vorſteher zu St. Nicolai, de praes. 25. Mai 1883, Z. 5638, an⸗ 
hängig gemachten Streitſache wegen Störung im Beſitze des Sitzes auf 
der Bankreihe Nr. 23 auf der Männerſeite der Pfarrkirche zu 
St. Nicolai hat das k. k. Bezirksgericht in L. mit Endbeſcheid vom 
9. December 1883, 3. 10.493, zu Recht erkannt: „Kläger Mathias P. 
befinde ſich im letzten factiſchen Beſitze des Sitzes auf der Bankreihe 
Nr. 23 auf der Männerſeite in der Pfarrkirche zu St. Nicolai, 
Ignaz B., Pfarrvorſteher zu St. Nicolai, habe denſelben durch das in 
feinem Briefe vom 24. April 1883 ausgeſprochene Verbot der Aus⸗ 
übung dieſes Sitzrechtes und den gleichzeitig mitgetheilten anderweitigen 
Verkauf des Sitzes und Räumungsauftrag im Beſitze dieſes Rechtes, im 
Kirchenſtuhl Nr. 23 auf der Männerſeite zu ſitzen, geſtört, Ignaz B. 
ſei daher ſchuldig, ſich jeder ferneren Störung des Beſitzes des Mathias P. 
am Sitzrechte bei ſonſtigem Pönale von 5 fl. für jeden Störungsfall 
zu enthalten.“ Dies aus nachſtehenden Gründen: 

Der letzte factiſche Beſitz des Klägers Mathias P. iſt erwieſen, 
da Geklagter eingeſtanden hat, daß Mathias P. ſeit Jahren den Sitz 
Nr. 23 auf der Männerſeite, oder richtig einen Sitz in der Bankreihe 
Nr. 23 auf der Männerſeite der Kirche St. Nicolai eingenommen und 
benützt hat, daß er bis auf das heurige Jahr den Stuhlzins jährlicher 
10 kr. baar bezahlte. Auch ergibt ſich aus den Ausſagen der Anna 3. 
und des Franz A., des Marcus K., daß dieſer factiſche Beſitz von 
Mathias P. bis in die letzte Zeit, ungefähr fünf bis ſechs Wochen 
(Sonntage) nach Oſtern (vide insbeſondere die Ausſage des Marcus K.), 
ausgeübt wurde, da insbeſondere Marcus K., nachdem er beiläuſig am 
dritten Sonntage nach Oſtern vom Geklagten einen Sitz in der Bank⸗ 
reihe Nr. 23 auf der Männerſeite kaufte und zugewieſen bekam, den 
Mathias P. noch dreimal während des Gottesdienſtes in der Bank 
Nr. 23 ſitzen ſah. Das Störungsfactum beſteht nach dem Klagebegehren 
1. in dem im Briefe vom 24. April 1883 ausgeſprochenen Verbote 
der Ausübung des Rechtes, einen Sitz in der Bankreihe Nr. 23 auf 
der Männerſeite der Kirche zu St. Nicolai einzunehmen; 2. in dem 
gleichzeitig mitgetheilten anderweitigen Verkaufe des Sitzes und dem 
Räumungsauftrage. Ignaz B geſteht zu, den Brief A ad I an 
Mathias P. geſchrieben und abgeſendet zu haben. Dieſer Brief enthält 
ad 1 die Worte: „Ich bin überhaupt nicht Willens, Ihnen einen 
Kirchenſtuhl auf Weiteres zu belaſſen.“ „Sie haben kein Recht mehr 
auf einen Sitz in der Kirche.“ „Sie können von mir nie und nimmer 
die Bevorzugung eines eigenen Sitzes in der Kirche beanſpruchen“; und 
ad 2: „Ihr Sitz auf der Männerſeite Nr. 23 iſt auch bereits ander⸗ 
wärts vergeben, und wenn Sie es wagen wollten, trotzdem denſelben 
nicht zu räumen, ſo daß der nun Berechtigte nicht in die Bank kommen 
kann, jo klage ich Sie ganz beſtimmt . . . .“ „Der nächſte Sonntag 
ſchon wird mich lehren, was ich Ihretwegen zu thun haben werde.“ — 
Endlich den Satz: 

„Uebrigens ſteht es Ihnen, wie jedem anderen ordentlichen Pfarr⸗ 
kinde, wenn Sie ſolches in Zukunft werden wollen, frei, irgend einen 
Sitz in der Kirche einzunehmen für Hörung des Gottesdienſtes, wenn 
und wo ſolcher bis zum erſten Evangelium der heiligen Meſſe oder des 
Amtes unbeſetzt iſt; bis dahin aber haben Sie nirgends das Recht, einen 
Sitz einzunehmen, ausgenommen über Erlaubniß eines Anderen, der 
ſeinen Sitz nicht gebraucht. Dies zu Ihrer Darnachhaltung.“ 

Daß in dem Briefe ein Verbot weiterer Benützung des Kirchen— 
ſitzes in der Bankreihe Nr. 23 auf der Männerſeite nach Maßgabe 
des früheren factiſchen Rechtsbeſitzes gelegen iſt, bedarf keiner Erörterung. 
Was den in unzweideutiger Weiſe im Briefe mitgetheilten Weiterverkauf 
des klägeriſchen Sitzes in der Bankreihe Nr. 23 betrifft, hat das Ver⸗ 
fahren und die Vernehmung des Zeugen Marcus K. wohl zweifellos 
ergeben, daß Ignaz B. am dritten Sonntage nach Oſtern (es wäre 
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Marcus K. in Folge dieſes Sitzvergebens den Sitz auch während des 
Gottesdienſtes einnahm, daß dreimal noch Mathias P. gleichzeitig mit 
ſeinem Sitznachfolger in derſelben Bankreihe Nr. 23 ſaß. Aus den 
Ausſagen der Zeugen Franz A., Anna Z. und Auguſt W. geht ferner 
hervor, daß Geklagter B. vor Frohnleichnam 1883 bei der Bank 
Nr. 23 auf der Männerſeite, in der auch Mathias P. ſaß, zweifels⸗ 
ohne wider dieſen gemünzt, ſagte: „Dieſer gehört nicht hinein.“ Nicht 
blos thätliche, ſondern „eigenmächtige, thatſächliche“ Eingriffe in 
den Beſitz ſind als Störungen des Beſitzes anzuſehen; als ſolcher that⸗ 
ſächlicher Eingriff erſcheint auch das Verbot weiterer Uebung des facti⸗ 
ſchen, beſeſſenen Rechtes, wie es in dem Briefe A ad 1 unter An⸗ 
drohung allerlei Maßnahmen für den Fall der Fruchtlofigkeit des Ver⸗ 
botes ausgeſprochen und durch den weiters mitgetheilten anderweitigen 
Verkauf des Kirchenſitzes begründet iſt. Die Vergebung des Sitzes ſeldſt, 
welche auch die factiſche mehrmalige Benützung des dem Kläger gebüh⸗ 
renden Kirchenſitzes durch Marcus K. zur Folge hatte, iſt gleichfalls 


ein thatſächlicher Eingriff in den ruhigen factiſchen Rechtsbeſitz des 
Klägers, eine Störung dieſes Rechtsbeſitzes. Es iſt daher dem im 


8 339 a. b. G. B. und § 2 der kaiſ. Verordnung vom 27. Oetaber 
1849, R. G. Bl Nr. 12, gegründeten Klagebegehren gemäß zu erkennen. 


Ueber den Recurs des Geklagten hat das k. k. Oberlandesgericht 
in Graz mit Verordnung vom 9. Jänner 1884, 3. 8, den erſtrichter⸗ 
lichen Endbeſcheid aus deſſen Gründen mit der Berichtigung beſtätigt, 
daß der Betrag des für jede weitere Störung angedrohten Pönales 
vom Richter im Executionsverfahren von Fall zu Fall feſtzuſetzen iſt. 

Dem außerordentlichen Reviſionsrecurſe des Geklagten hat der 
k. k. oberſte Gerichtshof mit Entſcheidung vom 6. März 1884, 3. 2627, 
keine Folge zu geben befunden; denn es läßt ſich in der Erwägung, 
daß Kläger zugeſtandenermaßen in dem thatſächlichen Beſitze des mehr⸗ 
erwähnten Benützungsrechtes ſich befindet, daß nur dieſer factiſche Beſtitz, 
nicht aber die Frage, ob in der Verweigerung der Zahlung einer er⸗ 
höhten Gehühr oder in einem die kirchliche Disciplin verletzenden Ver⸗ 
halten Grund zur Entziehung dieſes Benützungsrechtes gelegen iſt, hier 
in Betracht kommt; ferner in der Erwägung, daß das Schreiben ddo. 
24. April 1883 nicht eine bloße bedingte Androhung, ſondern die 
Bekanntgabe der bereits erfolgten anderweitigen Vergebung des frag⸗ 
lichen Sitzes, alſo einer thatſächlichen Verfügung enthält, durch welche 
der Kläger ſchon aus dem Beſitze ſeines Benützungsrechtes geſetzt wor⸗ 
den wäre, in den gleichförmigen untergerichtlichen Erkenntniſſen weder 
eine Geſetzwidrigkeit noch eine offenbare Ungerechtigkeit erblicken, und iſt 
daher die nach Hofdecret vom 15. Februar 1833, J G. S. Nr. 2593, 
erforderliche Vorausſetzung zu einer Abänderung in keiner Richtung 


vorhanden. Jur. Bl. 
Geſetze und Berordnungen. 
1883. II. Semeſter. 
Landes⸗Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für das Erzherzogthum 


Oeſterreich unter der Enns. 
XXIV. Stück. Ausgeg. am 25. Auguſt. 
52. Verordnung der k. k. niederöſterreichiſchen Statthalterei vom 16. Auguſt 
1883, 3. 36.294, betreffend Beſchränkungen im Verkehre mit Reben, Rebenbeſtand⸗ 
theilen und ſonſtigen Gegenſtänden, welche als Träger der Reblaus bekannt ſind. 
53. Verordnung des k. k. niederöſterreichiſchen Landesſchulrathes vom 
13. Juni 1883, Z. 4616 ex 1882, wegen Verhütung der Weiterverbreitung 
übertragbarer Krankheiten, von welchen eine im Schulhauſe ſelbſt wohnende Perſon 
befallen wurde. 
XXV. Stück. Ausgeg. am 29. Auguſt. 
54. Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich 
unter der Enns vom 7. Auguſt 1883, 3. 30.863, betreffend die Umänderung 


dies nach dem Kalender der 15. April 1883) dem Zeugen einen Sitz des Namens der Ortsgemeinden Thaures in Groß-Otten und Thiergarten in 


in der Bankreihe Nr. 23 auf der Männerſeite um 4 fl. verkaufte und 
gegen jährlichen Stuhlzins, vorläufig für's erſte Jahr mit 15 kr., 
dieſen verkauften Sitz dem Zeugen in der Kirche anwies; und aus den 
hiebei vom Geklagten nach Ausſage des Zeugen geſprochenen Worten: 
„Wenn der Höchbauer (nämlich der Kläger) den Stuhl nicht auslaßt, 
ſo bekommen Sie einen anderen Stuhl oder das Geld zurück“ — geht 
klar hervor, daß eben der Kirchenſitz des Klägers anderweitig vergeben 
wurde. Aus der Zeugenausſage geht dann weiters noch hervor, daß 


Tannenbruck. 

55. Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich 
unter der Enns vom 12. Auguſt 1883, Z. 35.950, betreffend die Bewilligung 
zur Einhebung einer Hundeſteuer in Matzen und zur Einhebung einer Gebühr 
für die Aufnahme in den Gemeindeverband in Hain und Schönbichl. 

56. Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich 
unter der Enns vom 17. Auguſt 1883, 3. 36.643, betreffend die Bewilligung 
zur Einhebung von Gebühren für die Aufnahme in den Verband der Gemeinden 
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Perchtoldsdorf, Feinſeld, Probſtdorf, Wiesmath, Höflein und Groß⸗Siegharts und | der Autoriſation für den zur Erprobung und Ueberwachung der Dampfkeſſel der 
die Erhöhung der beſtehenden Aufnahmsgebühr in der Gemeinde Kloſterneuburg. Mitglieder der „Dampfkeſſel⸗Unterſuchungs⸗ und Verſicherungs⸗Geſellſchaft auf 


XXVI. Stück. Ausgeg. am 12. September. Gegenſeitigkeit in Wien“ beſtellten Inſpector Hugo Hampel. 
57. Geſetz vom 18. Auguſt 1883, betreffend die Regelung der Todten⸗ 74. Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich 
beſchaugebühren. unter der Enns vom 20. September 1883, Z. 41.828, betreffend die Bewilli⸗ 
58. Verordnung des k. k. Juſtizminiſteriums vom 30. Auguſt 1883, gung zur Einhebung erhöhter Umlagen in den Gemeinden Zöbern und Schlatten. 
3. 8737, betreffend die Zuweiſung der Gemeinde Straning zu dem Sprengel 75. Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich 
des Bezirksgerichtes Eggenburg in Niederöſterreich. unter der Enns vom 24. September 1883, Z. 42.650, betreffend die Bewilligung 
5 SET Stück. Ausgeg. am 21. September zur Einhebung erhöhter Umlagen in den Gemeinden Pernitz, Haßbach und 


Lauterbach. 

76. Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich 
unter der Enns vom 27. September 1883, Z. 42.649, betreffend die Bewilligung 
zur Trennung der Ortsgemeinden Streitdorf, Langſchlag und Obritzberg, bezie⸗ 
hungsweiſe die Conſtituirung von neuen Ortsgemeinden. 


60. Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich a XXXI. Stück. Ausgeg. am 6. November. f 
unter der Enns vom 26. Auguſt 1883, Z. 37.897, betreffend die Bewilligung 77. Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume Bee) 
zur Einhebung von Canaleinmündungsgebühren in der Gemeinde Nußdorf an unter der Enns vom 17. October 1883, 8. 46.006, betreffend ie Bewilligung 
der Donau. zur Einhebung erhöhter Umlagen in deu Gemeinden Aigen, Radl und Hett⸗ 

61. Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich[ mannsdorf⸗Wolſsſohl. N N 
unter der Enns vom 2. September 1883, Z. 38.992, betreffend die Bewilligung 78. Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich 
zur Einhebung einer Gebühr für das Halten von Hunden in der Kataſtral- unter der Enns vom 21. October 1883, 3. 46.877, RER die Bewilligung 
gemeinde Neulengbach. zur Ausſcheidung mehrerer u der Kataſtralgemeinde Preinsbach im politiſchen 

62. Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich Bezirke Amſtetten gelegenen Parcellen ſammt OR, darauf erbauten Häꝛuſern aus 
unter der Enns vom 3. September 1883, Z. 39.248, betreffend die Bewilligung dem Verbande der Kataſtral⸗ und Ortsgemeinde Preinsbach und deren Zuweiſung 
zur Einhebung einer 250pereentigen Umlage in der Gemeinde Gerasdorf. zur Kataſtral⸗ und Ortsgemeinde ii tten, | 

63. Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich 79. Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich 
unter der Enns vom 4. September 1883, Z. 39.249, betreffend die Bewilligung unter der Enns vom 22. October 1883, 8. 45.838, betreffend die Ertheilung 
zur Einhebung von Miethzinskreuzern in den Gemeinden Inzersdorf am Wiener⸗ des Deffentlichkeits rechtes Kuh Feſtſetzung der Verpflegstaxe für das ſtädtiſche 
berge, Neuſtift am Walde, Hirtenberg und Brunn am Gebirge, ſowie die Be⸗ Krankenhaus zu Pocatek in Böhmen. 
willigung zur Einhebung einer Gebühr für die Aufnahme in den Verband der XXXII. Stück. Ausgeg. am 13. December. 

Gemeinde Hirtenberg. 80. Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich 

64. Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich unter der Enns vom 30. November 1883, Z. 51.490, betreffend die Betheilung 
unter der Enns vom 7. September 1883, Z. 39.515, betreffend die Bewilligung licenzirter Privatbeſchäler mit ſtaatlichen Subventionen. 
zur Trennung der Kataſtralgemeinden Seibersdorf, Wolfpaſſing und Ziſſersdorf 81. Kundmachung des niederöſterreichiſchen Landesausſchuſſes vom 23. No⸗ 
von der Ortsgemeinde Pettendorf und. die. Conſtituirunng don Seitzersdorf und⸗ vember 1383, Ze) 7 über- die für das Jahr- 488d zur-Ausſchreibung ge⸗ 
Wolfpaſſing als eine, und von Ziſſersdorf als eine zweite ſelbſtſtändige Orts⸗ langenden Landes⸗ und Grundentlaſtungsfondszuſchläge. 
gemeinde. 

65. Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich N 
unter der Enns vom 7. September 1883, Z. 39.716, betreffend die Bewilligung 
zur Einhebung von Miethzinskreuzern in den Gemeinden Stockerau, Herzogen⸗ 
burg, Rudolphsheim und Dietmanns. 

XXVIII. Stück. Ausgeg. am 29. September. 

66. Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich 
unter der Enns vom 15. September 1883, Z. 41.066, betreffend die Bewilligung 
zur Einhebung von Miethzinskreuzern in der Stadtgemeinde Korneuburg, ſowie 
in den Gemeinden Atzgersdorf, Sechshaus, Maria⸗Enzersdorf und Kalten⸗ 
leutgeben. 

67. Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich 
unter der Enns vom 17. September 1883, Z. 41.211, betreffend die Bewilli⸗ 
gung zur Einhebung von Miethzinskreuzern in den Gemeinden Fünfhaus, Sal⸗ 
mannsdorf, Baden, Neuwaldegg, Hadersdorf und Gainfarn. 

68. Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich 
unter der Euns vom 17. September 1883, Z. 41.213, betreffend die Bewilli⸗ 
gung zur Einhebung von Miethzinskreuzern in der Gemeinde Mauer. 

XXIX. Stück. Ausgeg. am 1. October. 

69. Geſetz vom 8. September 1883, womit der Gemeinde Gaming die 
Einhebung einer Wegmauth auf der Danzer Straße bewilligt wird. 

70. Geſetz vom 9. September 1883, womit der Gemeinde Vöslau die 


59. Geſetz vom 26. Auguſt 1883, womit der Gutsinhabung von Albrechts⸗ 
berg im Bezirke Melk in Niederöſterreich die Einhebung einer Mauth auf der 
Pielachbrücke im Zuge der nicht ſubventionirten Gemeindeſtraße von Loosdorf 
über Albrechtsberg, Pielach, Spielberg und den Pielachrechen an die Melk⸗ 
Mauterner Bezirksſtraße auf weitere fünf Jahre bewilligt wird. 


Perſon alien.“ 


Seine Majeſtät haben dem Vice⸗Admiral Maximilian Freiherrn Daub⸗ 
lebsky von Sterneck zu Ehrenſtein taxfrei die Würde eines geheimen Rathes 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Ober⸗Telegraphendirector Joſeph Langer in 
Prag die Oberbaurathsſtelle bei der Poſt⸗ und Telegraphendirection in Prag, 
dem Miniſterialſeeretär Dr. Franz Steiner die Oberbaurathsſtelle bei der Poſt⸗ 

und Telegraphen⸗Centralleitung im Handelsminiſterium, dem Telegraphendirector 
Franz Burian in Innsbruck die Oberbaurathsſtelle bei der 155 und Tele⸗ 
graphendirection in Wien, dem Telegrapheninſpector Anton Hauſchka die Ober⸗ 
poſtrathsſtele in Wien, dem Poſtrathe Jakob Nawratil die Oberpoſtrathsſtelle 
in Lemberg und dem Poſtrathe Joſeph Czermak die Oberpoſtrathsſtelle in Prag 
verlieh en. 

f Seine Majeſtät haben dem Oberinſpector der Kaiſer Franz⸗Joſeph⸗Bahn 
Georg Püringer taxfrei den Titel eines kaiſerlichen Rathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Finanzwach⸗Obercommiſſär Joſeph Dietl das 
goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Kanzler Louis zu Solms in Pittsburg zum 
Ponorare vice ernannt. 

Seine Majeſtät haben den Conſularagenten Raimund Fogu in Saſſari 
und Joſeph Miklaſiewicz für Saffed und Tiberias den Titel eines Honorar⸗ 
Viceconſuls verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Lloydagenten Anton Terenzio zum unbe⸗ 
ſoldeten Viceconſul in Batum ernannt. 

Seine Majeſtät haben den Friedeusrichter Adolph von Treuer in Ade⸗ 
laide zum unbeſoldeten Conſul daſelbſt ernannt. 

Der Handelsminiſter hat dem Telegraphendirector Joſeph Kotalik in 
Bewilligung zur Einhebung einer Muſik⸗ und Verſchönerungstaxe ertheilt wird. 221 155 re dl ke Fol A eg die an 0 b Post 

a rd ſter rei 8 Telegraphendirector Johann Wisgrill in Zara die Baurathsſtelle bei der Poſt⸗ 
ber 1225 3 19 40 15 an bee ee e ee 15 > und Telegraphendirection in Graz und dem Telegraphendirector Alexander Stroka 
tober 1883, 3. 19.703, betreffend einen Zuſatz zu 8 32 des Statutes für die in Lemberg die Baurathsſtelle bei der Poſt⸗ und Telegraphendirection in Lem⸗ 


niederöſterreichiſche Landes⸗Gebär⸗ und Findelanſtalt vom 30. März 1870. berg verliehen. 
XXX. Stück. Ausgeg. am 8. October. } * 
72. Geſetz vom 8. September 1883, womit der Bezirksſtraßenausſchuß Erledigungen. 
von Herzogenburg in Niederöſterreich zur Einhebung einer Brückenmauth auf in welegeriche in Wien, binnen 14 Lagen. Amtes, Sr, 107) bei dem 
ſechs Jahre ermächtigt wird. 1 8 ; a 
78. Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogchume Oeſterreich Ingenieursſtelle in der neunten, eventuell Bauadjunctenſtellen in der 


zehnten Rangsclaſſe im Bereiche des Staatsbaudienſtes in Böhmen, bis 30. Juli. 
unter der Euns vom 20. September 1883, Z. 28.280, betreffend die Ertheilung ! (Amtsbl. Nr. 158.) 


Druck der k. Wiener Zeitung. Verantwortlicher Nedacteur: A. Heilmann Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


